Stadt Bergisch Gladbach

Der Biirgermeister
Federfiihrender Fachbereich
Jugend und Soziales

Beschlussvorlage Drucksachen-Nr. 0021/2012
offentlich

Gremium Sitzungsdatum | Art der Behandlung

Jugendhilfeausschuss 25.01.2012 Beratung

Haupt- und Finanzausschuss 07.02.2012 Beratung

Rat der Stadt Bergisch Gladbach 14.02.2012 Entscheidung

Tagesordnungspunkt

Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung mit den Tréigern der Erzie-

hungsberatung

Beschlussvorschlag:

Der Biirgermeister wird ermichtigt die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung mit den

Trégern der Erziehungsberatung

e Katholischen Erziehungsberatung e.V. —Erziehungsberatungsstelle-, Bergisch Glad-

bach

¢ Evangelischen Beratungsstelle fiir Kinder, Jugendliche und Erwachsene des Evangeli-
schen Kirchenverbandes Koln und Region —Erziehungsberatungsstelle Bergisch Glad-

bach-Bensberg

entsprechend den Anlagen zur Vorlage zu schlieBen unter der Voraussetzung, dass der Kreis-
tag und die Réte der Beteiligten Offentlichen Trager der ortlichen Jugendhilfe ebenfalls der

Unterzeichnung zustimmen.




Sachdarstellung / Begriindung:

Die Erziehungsberatung gemil § 28 SGB VIII wird fiir die Jugenddmter Bergisch Gladbach,
Overath, Rheinisch-Bergischer Kreis und Rosrath seit {iber 20 Jahren durch die
¢ Evangelische Beratungsstelle fiir Kinder, Jugendliche und Erwachsene des Evangeli-
schen Kirchenverbandes K6ln und Region — Erziehungsberatungsstelle Bergisch Glad-
bach-Bensberg

und
e Katholische Erziehungsberatung e.V. Erziehungsberatungsstelle Bergisch Gladbach

geleistet.

Die derzeit giiltigen Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen waren zum 01.01.2002 in
Kraft getreten. Mit der Katholischen Erziehungsberatung e.V. wurde 2009 eine Zusatzverein-
barung iiber eine Stellenerweiterung vereinbart.

Die bestehenden Vertrdge mussten den aktuellen gesetzlichen Verdnderungen und den geén-
derten Forderbedingungen des Landes angepasst werden.

Die neuen Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen bilden die aktuellen Gesetzesbeziige,
die Forderbedingungen des Landes und die fachlichen Anforderungen ab.

Die Zusammenarbeit mit den Familienzentren und der zusétzliche Zuschuss des Landes fiir
diese Arbeit wurden beriicksichtigt. Das Land plant diesen Zuschuss zu verstetigen. Der Be-
schiaftigungsumfang des Personals in den Erziehungsberatungsstellen bleibt gegeniiber dem
Stand in 2011 unveréndert.

In 2011 wurde die Personalkostenpauschale seitens des Landes erstmalig seit 1993 angeho-
ben. Die bessere Landesforderung kommt zuerst den Triagern der Erziehungsberatung zugute,
die hohe Eigenanteile tragen. Sie werden leicht mit ihren finanziellen Eigenanteilen um 1%-
Punkt entlastet. Die kommunalen Zuschiisse werden aufgrund der Erhhung der Landesforde-
rung in etwa gleich bleiben. Da die Kosten der Erziehungsberatung anteilig der Inanspruch-
nahme auf die beteiligten Jugendamter umgelegt werden, kann es zu unterschiedlichen finan-
ziellen Belastungen der Kommunen kommen.

Die zwischen den beteiligten Jugenddmtern und den Trigern abgestimmten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen, die Stellenpldne der Erziehungsberatungsstellen, die Leistungs-
beschreibungen der Landesarbeitsgemeinschaft der Offentlichen und Freien Wohlfahrtspflege
in Nordrhein-Westfalen und die Regeln des fachlichen Konnens in der psychosozialen Bera-
tung sind in der Anlage beigefligt und Gegenstand der Vereinbarungen. Bis zur Verabschie-
dung des Entwurfs gelten die bisherigen Regelungen fort.

Durch den Abschluss der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen wird die bewéhrte und
erfolgreiche Arbeit der Erziechungsberatungsstellen weiter gewéhrleistet. Die Arbeit der Erzie-
hungsberatungsstelle wird in den jahrlichen Tétigkeitsberichten dargestellt und veroffentlicht.



| Verbindung zur strategischen Zielsetzung

Handlungsfeld: 9: Familie, Kinder, Jugend
Mittelfristiges Ziel:

Jéhrliches Haushaltsziel:
006.570 Hilfen fiir junge Menschen und ihre Familien
006.570.050 Beratungsangebote fiir junge Menschen
Produktgruppe/ Produkt: und ihre Familien

| Finanzielle Auswirkungen

1. Ergebnisrechnung/ Erfolgsplan laufendes Jahr Folgejahre
Ertrag

Aufwand 263.500 € jahrlich + 1 %
Ergebnis

2. Finanzrechnung
(Investitionen oberhalb der festgesetzten Wertgren- laufendes Jahr Gesamt

zen gem. § 14 GemHVO)/ Vermégensnlan

Einzahlung aus Investitionstdtigkeit

Auszahlung aus Investitionstétig-
keit

Saldo aus Investitionstatigkeit

Im Budget enthalten X ja
nein
siehe Erlauterungen



	Beschlussvorlage	Drucksachen-Nr. 0021/2012
	Beschlussvorschlag:
	Sachdarstellung / Begründung:

